
 

Satzung über die Erhebung von Abwassergebühren, Kanalanschluss-
beiträgen und Kostenersatz für Grundstücksanschlüsse vom 24.11.2016 
 
 
Aufgrund 
 

- der §§ 7, 8 und 9 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO 
NRW) in der Fassung der Bekanntmachung vom 14.07.1994 (GV. NRW. 1994, 
S. 666), zuletzt geändert durch Art. 2 des Gesetzes vom 25.06.2015 (GV. 
NRW. 2015, S. 496), in der jeweils geltenden Fassung, 

 
- der §§ 1, 2, 4, 6 bis 8, 10 und 12 des Kommunalabgabengesetzes für das Land 

Nordrhein-Westfalen (KAG NRW) vom 21.10.1969 (GV. NRW. 1969, S. 712), 
zuletzt geändert durch Art. 2 des Gesetzes vom 08.09.2015 (GV. NRW. 2015, 
S. 666), in der jeweils geltenden Fassung, 

 
- des § 54 des Landeswassergesetzes NRW in der Fassung der Bekanntma-

chung vom 25.06.1995 (GV. NRW. 1995, S. 926), zuletzt geändert durch Ge-
setz vom 08.07.2016 (GV. NRW. 2016, S. 559 ff.), in der jeweils geltenden Fas-
sung 
sowie 

 
- des Nordrhein-Westfälischen Ausführungsgesetzes zum Abwasserabgabenge-

setz vom 08.07.2016 (AbwAG NRW, GV. NRW. 2016, S. 559 ff.), in der jeweils 
geltenden Fassung, 

 
hat der Rat der Gemeinde Engelskirchen in seiner Sitzung am 23.11.2016 die fol-
gende Satzung beschlossen: 
 
 

1. Abschnitt: 
Finanzierung der Abwasserbeseitigung 

 
§ 1 

Finanzierung der gemeindlichen Abwasseranlage 
 

(1) Zur Finanzierung der gemeindlichen Abwasseranlage erhebt die Gemeinde 
Abwassergebühren und Kanalanschlussbeiträge. 

 
(2) Entsprechend § 1 Abs. 2 der Abwasserbeseitigungssatzung der Gemeinde 

Engelskirchen vom 24.11.2016 stellt die Gemeinde zum Zweck der Abwas-
serbeseitigung in ihrem Gebiet und zum Zweck der Verwertung oder Beseiti-
gung der bei der gemeindlichen Abwasserbeseitigung anfallenden Klär-
schlämme die erforderlichen Anlagen als öffentliche Einrichtung zur Verfügung 
(gemeindliche Abwasseranlagen). Hierzu gehören der gesamte Bestand an 
personellen und sachlichen Mitteln, die für eine ordnungsgemäße Abwasser-
beseitigung erforderlich sind (z.B. das Kanalnetz, Regenwasser-
Versickerungsanlagen, das für die Abwasserbeseitigung eingesetzte Perso-
nal). 

 



 

 

 

(3) Die gemeindlichen Abwasseranlagen bilden eine rechtliche und wirtschaftliche 
Einheit, die auch bei der Bemessung der Kanalanschlussbeiträge und Abwas-
sergebühren zugrunde gelegt wird. 

 
 

2. Abschnitt: 
Gebührenrechtliche Regelungen 

 
§ 2 

Abwassergebühren 
 

(1) Für die Inanspruchnahme der gemeindlichen Abwasseranlage erhebt die Ge-
meinde nach §§ 4 Abs. 2, 6 KAG NRW und § 54 LWG NRW Abwassergebüh-
ren (Benutzungsgebühren) zur Deckung der Kosten i.S.d. § 6 Abs. 2 KAG 
NRW sowie der Verbandslasten nach § 7 KAG NRW. 

 
(2) Abwassergebühren werden erhoben für 

 
a) Grundstücke, von denen Abwässer den öffentlichen Abwasseranlagen zu-

geführt werden, 
 
1. als Schmutzwassergebühren für die Inanspruchnahme der Abwasseran-

lage zur Beseitigung von Schmutzwasser ohne Vorklärung auf dem 
Grundstück, 

 
2. als Niederschlagswassergebühren für die unmittelbare oder mittelbare 

Inanspruchnahme der Abwasseranlage zur Beseitigung von Nieder-
schlagswasser, 

 
b) die Beseitigung des Klärschlammes (das Abfahren und die Behandlung) 

aus Grundstückskleinkläranlagen für Grundstücke, von denen ohne Inan-
spruchnahme gemeindlicher Abwasseranlagen vorgeklärte Schmutzwässer 
unmittelbar einem oberirdischen Gewässer zugeleitet oder auf dem Grund-
stück verrieselt oder versickert werden, 
 

c) die Beseitigung des Klärschlammes (das Abfahren und die Behandlung) 
aus Grundstückskleinkläranlagen, die den allgemein anerkannten Regeln 
der Technik entsprechen, für Grundstücke, von denen ohne Inanspruch-
nahme gemeindlicher Abwasseranlagen vorgeklärte Schmutzwässer unmit-
telbar einem oberirdischen Gewässer zugeleitet oder auf dem Grundstück 
verrieselt oder versickert werden, 
 

d) die Entleerung abflussloser Gruben sowie Abfuhr und Behandlung der An-
lageninhalte. 

 
(3) In die Abwassergebühr wird nach § 2 Abs. 1 Satz 2 AbwAG NRW eingerech-

net: 
- die Abwasserabgabe für eigene Einleitungen der Gemeinde (§ 2 Abs. 1 

Satz 1 Nr. 1 AbwAG NRW), 
- die Abwasserabgabe für die Einleitung von Niederschlagswasser (§ 2 Abs.1 

Satz 1 Nr. 2 i.V.m. § 1 Abs. 1 Satz 2 AbwAG NRW), 
- die Abwasserabgabe, die von Abwasserverbänden auf die Gemeinde um-

gelegt wird (§ 2 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 AbwAG NRW). 



 

 

 

 
(4) Die Abwasserabgabe für Kleineinleiter (§ 2 Abs.1 Satz 1 Nr. 2 i.V.m. § 1 Abs.1 

Satz 1 AbwAG NRW) wird im Rahmen der Gebührenerhebung nach § 2 Abs. 
2 b dieser Satzung von denjenigen erhoben, die keine Kläranlage haben, die 
den Anforderungen des § 60 WHG und § 56 LWG NRW entspricht. 

 
(5) Die Schmutzwasser- und die Niederschlagswassergebühr sind grundstücks-

bezogene Benutzungsgebühren und ruhen als öffentliche Last auf dem 
Grundstück (§ 6 Abs. 5 KAG NRW). 

 
 

§ 3 
Gebührenmaßstäbe 

 
(1) Die Gemeinde erhebt getrennte Abwassergebühren für die Beseitigung von 

Schmutz- und Niederschlagswasser (Sammeln, Fortleiten, Behandeln, Einlei-
ten, Versickern, Verregnen und Verrieseln sowie das Entwässern von Klär-
schlamm im Zusammenhang mit der Beseitigung des Abwassers). 

 
(2) Die Schmutzwassergebühr bemisst sich nach dem Frischwassermaßstab 

(§ 4). 
 
(3) Die Niederschlagswassergebühr bemisst sich auf der Grundlage der Quad-

ratmeter der bebauten (bzw. überbauten) und/oder befestigten Fläche auf den 
angeschlossenen Grundstücken, von denen Niederschlagswasser abfluss-
wirksam in die gemeindliche Abwasseranlage gelangen kann (§ 5). 

 
 

§ 4 
Schmutzwassergebühren 

 
(1) Die Gebühr für Schmutzwasser wird nach der Menge des häuslichen und ge-

werblichen Schmutzwassers berechnet, das der Abwasseranlage von den an-
geschlossenen Grundstücken zugeführt oder von Kleineinleitern nach § 2 Abs. 
2 b und c unmittelbar einem oberirdischen Gewässer zugeleitet oder auf dem 
Grundstück verrieselt oder versickert wird beziehungsweise in abflusslosen 
Gruben gesammelt wird (§ 2 Abs.2 d). Berechnungseinheit ist der Kubikmeter 
(m³) Schmutzwasser. 

 
(2) Als Schmutzwassermenge gilt die aus der öffentlichen Wasserversorgungsan-

lage bezogene Frischwassermenge (§ 4 Abs. 3) und die aus privaten Wasser-
versorgungsanlagen (z.B. privaten Brunnen, Regenwassernutzungsanlagen) 
gewonnene Wassermenge (§ 4 Abs. 4), abzüglich der auf dem Grundstück 
nachweisbar verbrauchten und zurückgehaltenen Wassermengen, die nicht in 
die gemeindliche Abwasseranlage eingeleitet werden (§ 4 Abs. 6). 

 
(3) Die dem Grundstück zugeführten Wassermengen werden durch Wasserzähler 

ermittelt. Bei dem aus der öffentlichen Wasserversorgungsanlage bezogenem 
Wasser gilt die mit dem Wasserzähler gemessene Wassermenge als Ver-
brauchsmenge. Hat ein Wasserzähler nicht ordnungsgemäß funktioniert, so 
wird die Wassermenge von der Gemeinde unter Zugrundelegung des Ver-
brauchs des Vorjahres geschätzt. Die Datenübernahme vom örtlichen Was-



 

 

 

serversorger sowie die Datenspeicherung und Datennutzung der Wasserzäh-
ler-Daten des Wasserversorgers erfolgt, um dem Gebührenpflichtigen die 
zweimalige Ablesung seines Wasserzählers zu ersparen. Sie dient der ord-
nungsgemäßen Erfüllung der Abwasserbeseitigungspflicht der Gemeinde (§ 46 
Abs. 1 LWG NRW) und der Abwasserüberlassungspflicht durch den gebüh-
renpflichtigen Benutzer (§ 48 LWG NRW) sowie zur verursachergerechten Ab-
rechnung der Schmutzwassergebühr und zum Nachweis der rechtmäßigen 
Erhebung der Schmutzwassergebühr. Insoweit hat der Grundstückseigentü-
mer als Gebührenschuldner den damit verbundenen Eingriff in das Recht auf 
informationelle Selbstbestimmung (Art. 2 Abs. 1 Grundgesetz) zu dulden. 

 
(4) Bei der Wassermenge aus privaten Wasserversorgungsanlagen (z.B. privaten 

Brunnen, Regenwassernutzungsanlagen) hat der Gebührenpflichtige den 
Mengennachweis durch einen auf seine Kosten eingebauten und messrichtig 
funktionierenden Wasserzähler nach § 4 Abs. 6 Nr. 2 dieser Satzung zu füh-
ren. Den Nachweis über den messrichtig funktionierenden Wasserzähler ob-
liegt dem Gebührenpflichtigen. Ist dem Gebührenpflichtigen der Einbau eines 
solchen Wasserzählers nicht zumutbar, so ist die Gemeinde berechtigt, die 
aus diesen Anlagen zugeführten Wassermengen zu schätzen (z.B. auf der 
Grundlage der durch die wasserrechtliche Erlaubnis festgelegten Entnahme-
mengen oder auf der Grundlage der Pumpleistung sowie Betriebsstunden der 
Wasserpumpe oder unter Berücksichtigung der statistischen Verbräuche im 
Gemeindegebiet). Eine Schätzung erfolgt auch, wenn der Wasserzähler nicht 
messrichtig funktioniert. 

 
(5) Beginnt die Gebührenpflicht während eines Kalenderjahres, wird für den ers-

ten Bemessungszeitraum die zugrunde zu legende Frischwassermenge ge-
schätzt. Bei nur Wohnzwecken dienenden Grundstücken wird dabei eine Jah-
resabwassermenge von 36 m³ je Person zugrunde gelegt. 

 
(6) Bei der Ermittlung der Schmutzwassermenge werden die auf dem Grundstück 

anderweitig verbrauchten oder zurückgehaltenen Wassermengen (sog. Was-
serschwundmengen) abgezogen, die nachweisbar nicht dem öffentlichen Ka-
nal zugeführt werden. Der Nachweis der Wasserschwundmengen obliegt den 
Gebührenpflichtigen. Der Gebührenpflichtige ist grundsätzlich verpflichtet, den 
Nachweis durch eine auf seine Kosten eingebaute, messrichtig funktionieren-
de und geeignete Messeinrichtung in Anlehnung an das Mess- und Eichrecht 
(MessEG, Mess-EichVO) zu führen: 
 
Nr. 1: Abwasser-Messeinrichtung 
Geeignete Abwasser-Messeinrichtungen sind technische Geräte, die in regel-
mäßigen Abständen kalibriert werden müssen. Die Kalibrierung ist nach den 
Hersteller-Angaben durchzuführen und der Gemeinde nachweisen, um die 
ordnungsgemäße Funktion der Abwasser-Messeinrichtung zu dokumentieren. 
Wird dieser Nachweis nicht geführt, findet eine Berücksichtigung der Abzugs-
mengen nicht statt. 
 
Nr. 2: Wasserzähler 
Ist die Verwendung einer Abwasser-Messeinrichtung im Einzelfall technisch 
nicht möglich oder dem Gebührenpflichtigen nicht zumutbar, so hat er den 
Nachweis durch einen auf seine Kosten eingebauten, messrichtig funktionie-



 

 

 

renden und geeichten Wasserzähler zu führen. Der Wasserzähler muss in An-
lehnung an das Mess- und Eichrecht (MessEG, Mess- und EichVO) alle 6 Jah-
re erneut geeicht werden oder durch einen neuen Wasserzähler mit einer Kon-
formitätserklärung des Herstellers ersetzt werden. Aus der Konformitätserklä-
rung muss sich ergeben, dass der Wasserzähler messrichtig funktioniert. Der 
Nachweis über die messrichtige Funktion sowie Eichung des Wasserzählers 
obliegt dem Gebührenpflichtigen. Wird dieser Nachweis nicht geführt, findet 
eine Berücksichtigung der Abzugsmengen nicht statt. 
 
Nr. 3: Nachweis durch nachprüfbare Unterlagen 
Ist im Einzelfall auch der Einbau eines Wasserzählers zur Messung der Was-
serschwundmengen technisch nicht möglich oder dem Gebührenpflichtigen 
nicht zumutbar, so hat der Gebührenpflichtige den Nachweis durch nachprüf-
bare Unterlagen zu führen. Aus diesen Unterlagen muss sich insbesondere 
ergeben, aus welchen nachvollziehbaren Gründen Wassermengen der ge-
meindlichen Abwassereinrichtung nicht zugeleitet werden und wie groß diese 
Wassermengen sind. Die nachprüfbaren Unterlagen müssen geeignet sein, 
der Gemeinde eine zuverlässige Schätzung der auf dem Grundstück zurück-
gehaltenen Wassermengen zu ermöglichen. Sind die nachprüfbaren Unterla-
gen unschlüssig und/oder nicht nachvollziehbar, werden die geltend gemach-
ten Wasserschwundmengen nicht anerkannt. Soweit der Gebührenpflichtige 
durch ein spezielles Gutachtens bezogen auf seine Wasserschwundmengen 
den Nachweis erbringen will, hat er die gutachterlichen Ermittlungen vom In-
halt, von der Vorgehensweise und vom zeitlichen Ablauf vorher mit der Ge-
meinde abzustimmen. Die Kosten für das Gutachten trägt der Gebührenpflich-
tige. 
 
Der Abzug von Wasserschwundmengen ist innerhalb eines Monats nach Be-
kanntgabe des Gebührenbescheides bei der Gemeinde geltend zu machen. 
Nach Ablauf dieses Datums findet eine Berücksichtigung der Wasser-
schwundmengen nicht mehr statt (Ausschlussfrist). 
 

(7) Bei landwirtschaftlichen Betrieben mit Großviehhaltung wird auf Antrag die 
Wassermenge um 8 m³/Jahr für jedes Stück Großvieh herabgesetzt; maßge-
bend ist die Viehzahl, die dem Bescheid der Tierseuchenkasse des letzten Ka-
lenderjahres zu Grunde liegt. 
 
Die Herabsetzung erfolgt allerdings nur für den Teil der bezogenen Wasser-
menge, der über einer Gesamtwassermenge liegt, die je Person 36 m³/Jahr 
beträgt. 
 

(8) Für Betriebe des Bäcker- und Konditorhandwerkes werden auf Antrag pro 
verbrauchte Tonne Mehl 1 m³ der entsprechenden Frischwassermenge in Ab-
zug gebracht. 
 

(9) Die Schmutzwassergebühren, die nach der Menge des aus der öffentlichen 
Wasserversorgungsanlage bezogenen Wassers (§ 4 Abs. 3) berechnet wer-
den, werden im Auftrage der Gemeinde von der AggerEnergie GmbH erho-
ben. Die Veranlagung erfolgt nach Ablesebezirken im rollierenden Verfahren. 
Der Veranlagungszeitraum beträgt 12 Monate. Zum Stichtag 31.03.2009 findet 
eine Zwischenabrechnung statt. Es können monatliche Abschlagszahlungen in 



 

 

 

Höhe der anteilig auf diesen Monat entfallenden voraussichtlichen Gebühr 
veranlagt werden. Die Durchführung von Verwaltungszwangsverfahren und 
die Bescheidung von Rechtsbehelfen obliegen dem Gemeindewerk Abwas-
serbeseitigung Engelskirchen. 

 
 

(10) Die Schmutzwassergebühren, die nach der Menge des aus privaten Wasser-
versorgungsanlagen bezogenen Wassers (§ 4 Abs. 4) berechnet werden, 
werden von dem Gemeindewerk Abwasserbeseitigung Engelskirchen erho-
ben. Abschlagszahlungen werden zum 15.02., 15.05., 15.08. und 15.11. ei-
nes jeden Jahres mit je einem Viertel des voraussichtlichen Jahresbetrages 
fällig. 

 
(11) Die Gebühr beträgt je m³ Schmutzwasser 

1. für Grundstücke nach § 2 Abs. 2 a) Ziffer 1. 

 a) allgemein 4,37 € 

 b) für Mitglieder eines Wasserverbandes 2,50 € 

2. für Grundstücke nach § 2 Abs. 2 b) 4,83 € 

3. für Grundstücke nach § 2 Abs. 2 c) 1,83 € 

4. für Grundstücke nach § 2 Abs. 2 d) 4,87 € 

 
 

§ 5 
Niederschlagswassergebühr 

 
(1) Grundlage der Gebührenberechnung für das Niederschlagswasser ist die 

Quadratmeterzahl der bebauten (bzw. überbauten) und/oder befestigten 
Grundstücksflächen, von denen Niederschlagswasser leitungsgebunden oder 
nicht leitungsgebunden abflusswirksam in die gemeindliche Abwasseranlage 
gelangen kann. Eine nicht leitungsgebundene Zuleitung liegt insbesondere 
vor, wenn von bebauten und/oder befestigten Flächen oberirdisch aufgrund 
des Gefälles Niederschlagswasser in die gemeindliche Abwasseranlage ge-
langen kann. Die Abwassergebühr für die Entwässerung von befestigten Stra-
ßen, Wegen und Plätzen, insbesondere Bundes-, Landes-, Kreis- und Ge-
meindestraßen, wird pro qm entwässerter Fläche berechnet. 
 

(2) Als bebaute Grundstücksfläche gelten alle Grundflächen der auf dem Grund-
stück befindlichen Gebäude zuzüglich Dachvorsprünge und Überdachungen 
(z. B. Carports). Lückenlos bepflanzte Dachflächen werden nur mit 50 % der 
angeschlossenen Fläche berücksichtigt, sofern der Gemeinde für diese Flä-
chen nicht in einem anerkannten grundstücksbezogenen Verfahren ein gerin-
gerer Grad der Abflusswirksamkeit nachgewiesen wird. 
 

(3) Als befestigte Grundstücksfläche gelten die auf dem Grundstück betonierten, 
plattierten, gepflasterten oder mit anderen wasserundurchlässigen Materialien 
versehenen Flächen (z. B. Hofflächen, Zugänge, Garageneinfahrten, Kfz-
Abstellplätze, Parkplätze, Privatstraßen und –wege, Lagerplätze, Terrassen), 
soweit sie nicht bereits in den bebauten Grundstücksflächen enthalten sind. 



 

 

 

Dies gilt auch für Rasengittersteine, wasserdurchlässiges Pflaster, Ökopflaster 
oder ähnlich befestigte Flächen. 
 

(4) Die bebauten (bzw. überbauten) und/oder befestigten Flächen werden im We-
ge der Befragung der Eigentümer der angeschlossenen Grundstücke ermittelt. 
Der Grundstückseigentümer ist verpflichtet, der Gemeinde auf Anforderung 
die Quadratmeterzahl der bebauten (bzw. überbauten) und/oder befestigten 
sowie in die öffentliche Abwasseranlage abflusswirksamen Fläche auf seinem 
Grundstück mitzuteilen (Mitwirkungspflicht). Insbesondere ist er verpflichtet, zu 
einem von der Gemeinde vorgelegten Lageplan über die bebauten (bzw. 
überbauten) und/oder befestigte sowie abflusswirksamen Flächen auf seinem 
Grundstück Stellung zu nehmen und mitzuteilen, ob diese Flächen durch die 
Gemeinde zutreffend ermittelt wurden. Auf Anforderung der Gemeinde hat der 
Grundstückseigentümer einen Lageplan oder andere geeignete Unterlagen 
vorzulegen, aus denen sämtliche bebauten (bzw. überbauten) und/oder befes-
tigten Flächen entnommen werden können. Soweit erforderlich, kann die Ge-
meinde die Vorlage weiterer Unterlagen fordern. Kommt der Grundstücksei-
gentümer seiner Mitwirkungspflicht nicht nach oder liegen für ein Grundstück 
keine geeigneten Angaben/Unterlagen des Grundstückseigentümers vor, wird 
die bebaute (bzw. überbaute) und/oder befestigte sowie abflusswirksame Flä-
che von der Gemeinde geschätzt. Die Datenerhebung, Datenspeicherung und 
Datennutzung erfolgt zur ordnungsgemäßen Erfüllung der Abwasserbeseiti-
gungspflicht der Gemeinde (z.B. Planung und ausreichende Dimensionierung 
der öffentlichen Kanäle), zur verursachergerechten Abrechnung der Nieder-
schlagswassergebühr und zum Nachweis der rechtmäßigen Erhebung der 
Niederschlagswassergebühr. Insoweit hat der Grundstückseigentümer als 
Gebührenschuldner den damit verbundenen Eingriff in das Recht auf informa-
tionelle Selbstbestimmung zu dulden. 
 

(5) Wird die Größe der bebauten und/oder befestigten Fläche verändert, so hat 
der Grundstückseigentümer dies der Gemeinde innerhalb eines Monates nach 
Abschluss der Veränderung anzuzeigen. Für die Änderungsanzeige gilt § 5 
Abs. 4 entsprechend. Die veränderte Größe der bebauten und/oder versiegel-
ten Fläche wird mit dem 1. Tag des Monates berücksichtigt, der dem Zeitpunkt 
der Änderung folgt. 
 

(6) Die Gemeinde Engelskirchen veranlagt die Gebührenpflichtigen durch Gebüh-
renbescheid. Die Niederschlagswassergebühren können zusammen mit ande-
ren Abgaben erhoben werden. 
 
Die Niederschlagswassergebühren sind innerhalb eines Monats nach Be-
kanntgabe des Gebührenbescheides an die Gemeindekasse zu entrichten. 
Abschlagszahlungen werden zum 15.02., 15.05., 15.08. und 15.11. eines je-
den Jahres mit je einem Viertel des Jahresbetrages fällig. 
 
Die Durchführung des Rechtsmittel- und Verwaltungszwangverfahrens obliegt 
dem Gemeindewerk Abwasserbeseitigung der Gemeinde Engelskirchen. 

 
(7) Bemessungszeitraum ist das Kalenderjahr und bei Beginn der Gebührenpflicht 

während eines Kalenderjahres der Restteil des Jahres. 
 



 

 

 

(8) Die Gebühr beträgt für jeden Quadratmeter bebauter und/oder befestigter Flä-
che i.S.d. Abs. 1  1,21 €. Bei Straßenbaulastträgern (Bund, Land, Kreis, Ge-
meinde) beträgt die Gebühr für jeden Quadratmeter Straßenfläche 1,30 €. 

 
 

§ 6 
Beginn und Ende der Gebührenpflicht 

 
(1) Die Gebührenpflicht beginnt 
 

a) für die Schmutzwassergebühr und die Niederschlagswassergebühr jeweils 
mit dem 1. des Monats, der auf den Zeitpunkt der betriebsfertigen Herstel-
lung des Anschlusses folgt, 

 
b) für Grundstücke nach § 2 Abs. 2 b, c und d bei einer Inbetriebnahme der 

Grundstückskläreinrichtung bzw. der abflusslosen Grube. 
 

(2) Für Anschlüsse, die beim Inkrafttreten dieser Satzung bereits bestehen, be-
ginnt die Gebührenpflicht nach dieser Satzung mit deren Inkrafttreten. 

 
(3) Die Gebührenpflicht endet mit dem Wegfall des Anschlusses an die Abwas-

seranlage beziehungsweise mit der Außerbetriebsetzung der Grundstücksklä-
reinrichtung oder abflusslosen Grube. Endet die Gebührenpflicht im Laufe ei-
nes Monats, so wird die Benutzungsgebühr bis zum Ablauf des Monats erho-
ben, in dem die Veränderung erfolgt. 

 
 

§ 7 
Gebührenpflichtige 

 
(1) Gebührenpflichtige sind 
 

a) der Grundstückseigentümer bzw. wenn ein Erbbaurecht bestellt ist, auch 
der Erbbauberechtigte, 

b) der Nießbraucher oder derjenige, der ansonsten zur Nutzung des Grund-
stücks dinglich berechtigt ist. 

c) der Straßenbaulastträger für die Straßenoberflächenentwässerung. 
 
Mehrere Gebührenpflichtige haften als Gesamtschuldner. 
 

(2) Im Falle eines Eigentumswechsels ist der neue Grundstückseigentümer vom 
Beginn des Monats an gebührenpflichtig, der dem Monat der Rechtsänderung 
folgt. Für sonstige Gebührenpflichtige gilt dies entsprechend. Eigentums- bzw. 
Nutzungswechsel hat der bisherige Gebührenpflichtige der Gemeinde inner-
halb eines Monats nach der Rechtsänderung schriftlich mitzuteilen. 

 
(3) Die Gebührenpflichtigen haben alle für die Berechnung der Gebühren erfor-

derlichen Auskünfte zu erteilen sowie der Gemeinde die erforderlichen Daten 
und Unterlagen zu überlassen. Sie haben ferner zu dulden, dass Beauftragte 
der Gemeinde das Grundstück betreten, um die Bemessungsgrundlage fest-
zustellen oder zu überprüfen. 



 

 

 

 
 

§ 8 
Fälligkeit der Gebühr 

 
Die Benutzungsgebühr wird einen Monat nach Bekanntgabe des Gebührenbe-
scheides fällig. Ist im Gebührenbescheid ein anderer Zeitpunkt für die Fälligkeit 
angegeben, so gilt dieser. Die Gebühren können zusammen mit anderen Abgaben 
erhoben werden. 
 
 

§ 9 
Verwaltungshelfer 

 
Die Gemeinde ist berechtigt, sich bei der Anforderung von Gebühren und Voraus-
zahlungen der Hilfe des zuständigen Wasserversorgers oder eines anderen von 
ihr beauftragten Dritten zu bedienen. 
 
 

3. Abschnitt 
Beitragsrechtliche Regelungen 

 
§ 10 

Kanalanschlussbeitrag 
 
(1) Zum Ersatz des durchschnittlichen Aufwandes für die Herstellung der ge-

meindlichen Abwasseranlage erhebt die Gemeinde einen Kanalanschlussbei-
trag im Sinne des § 8 Abs.4 Satz 3 KAG NRW. 

 
(2) Die Kanalanschlussbeiträge sind die Gegenleistung für die Möglichkeit der 

Inanspruchnahme der gemeindlichen Abwasseranlage und den hierdurch ge-
botenen wirtschaftlichen Vorteil für ein Grundstück. Die Kanalanschlussbeiträ-
ge dienen dem Ersatz des Aufwandes der Gemeinde für die Herstellung, An-
schaffung und Erweiterung der gemeindlichen Abwasseranlage. 

 
(3) Der Kanalanschlussbeitrag ruht als öffentliche Last auf dem Grundstück (§ 8 

Abs. 9 KAG NRW). 
 
 

§ 11 
Gegenstand der Beitragspflicht 

 
(1) Ein Grundstück unterliegt der Beitragspflicht, wenn folgende Voraussetzungen 

erfüllt sind: 
 

1. Das Grundstück muss an die Abwasseranlage tatsächlich und rechtlich an-
geschlossen werden können, 

 

2. für das Grundstück muss nach der Abwasserbeseitigungssatzung ein An-
schlussrecht bestehen und  

 



 

 

 

3. für das Grundstück muss 
 

a) eine bauliche oder gewerbliche Nutzung festgesetzt sein (z.B. durch Be-
bauungsplan), so dass es bebaut oder gewerblich genutzt werden darf 
oder 

 
b) soweit für ein Grundstück eine bauliche oder gewerbliche Nutzung nicht 

festgesetzt ist (z.B. im unbeplanten Innenbereich nach § 34 BauGB), 
muss das Grundstück nach der Verkehrsauffassung Bauland sein und 
nach der geordneten städtebaulichen Entwicklung der Gemeinde zur Be-
bauung anstehen. 

 
(2) Wird ein Grundstück an die Abwasseranlage tatsächlich angeschlossen (z.B. 

im Außenbereich nach § 35 BauGB), so unterliegt es der Beitragspflicht auch 
dann, wenn die Voraussetzungen des Abs. 1 nicht vorliegen. 

 

(3) Der Beitragspflicht nach Abs. 1 unterliegen auch Grundstücke, die im Rahmen 
der Niederschlagswasserbeseitigung mittelbar an die gemeindliche Abwas-
seranlage angeschlossen sind. Dies ist insbesondere der Fall, wenn Nieder-
schlagswasser von Grundstücken oberirdisch ohne leitungsmäßige Verbin-
dung in die gemeindliche Abwasseranlage (z.B. in ein von der Gemeinde be-
triebenes Mulden-Rigolen-System) gelangen kann. 

 

(4) Grundstück im Sinne des 3. Abschnittes dieser Satzung ist unabhängig von 
der Eintragung im Liegenschaftskataster und im Grundbuch jeder demselben 
Grundstückseigentümer gehörende Teil der Grundfläche, der selbständig bau-
lich oder gewerblich genutzt werden darf und an die Anlage angeschlossen 
werden kann. 

 

 

§ 12 
Beitragsmaßstab 

 
(1) Maßstab für den Beitrag ist die Veranlagungsfläche. Diese ergibt sich durch 

Vervielfachen der Grundstücksfläche mit dem Veranlagungsfaktor. 
 
(2) Als Grundstücksfläche gilt: 
 

a) bei Grundstücken im Bereich eines Bebauungsplans die tatsächliche 
Grundstücksfläche, 

 
b) wenn ein Bebauungsplan nicht besteht oder die erforderlichen Festsetzun-

gen nicht enthält: die tatsächliche Grundstücksfläche bis zu einer Tiefe von 
50 m von der Grundstücksgrenze, die der Erschließungsstraße zugewandt 
ist, die das Grundstück wegemäßig erschließt (Tiefenbegrenzung). Bei 
Grundstücken die nicht an eine Erschließungsstraße unmittelbar angren-
zen, wird die Fläche von der zu der Erschließungsstraße liegenden Grund-
stücksseite bis zu einer Tiefe von 50 m zu Grunde gelegt. Reicht die bauli-
che oder gewerbliche Nutzung über diese Tiefenbegrenzung hinaus, so ist 
die Grundstückstiefe maßgebend, die durch die hintere Grenze der bauli-
chen Nutzung bestimmt wird, die einen Entwässerungsbedarf nach sich 



 

 

 

zieht. Grundstücksteile, die lediglich die wegemäßige Verbindung zur Stra-
ße herstellen, bleiben bei der Bestimmung der Grundstückstiefe unberück-
sichtigt. 

 
(3) Entsprechend der Ausnutzbarkeit wird die Grundstücksfläche mit einem Ver-

anlagungsfaktor vervielfacht, der im einzelnen beträgt: 

a) bei eingeschossiger Bebaubarkeit: 1,25 

b) bei zweigeschossiger Bebaubarkeit: 1,50 

c) bei dreigeschossiger Bebaubarkeit: 1,75 

d) bei viergeschossiger Bebaubarkeit: 1,95 

e) bei fünfgeschossiger Bebaubarkeit: 2,15 

f) bei sechs- und höhergeschossiger Bebaubarkeit: 2,30 . 
 

(4) Als zulässige Zahl der Geschosse gilt die im Bebauungsplan festgesetzte 
höchstzulässige Zahl der Vollgeschosse. Weist der Bebauungsplan nur Grund-
flächen- und Baumassenzahl oder nur die zulässige Höhe der Bauwerke und 
keine höchstzulässige Zahl der Vollgeschosse aus, so gilt als Geschosszahl 
die Höhe des Bauwerks geteilt durch 2,8, wobei Bruchzahlen auf die nächst-
folgende volle Zahl aufgerundet werden. Ist im Einzelfall eine größere Ge-
schosszahl zugelassen oder vorhanden und geduldet, so ist diese zugrunde 
zu legen. 

 
(5) Grundstücke, für die im Bebauungsplan eine gewerbliche Nutzung ohne Be-

bauung festgesetzt ist, werden wie Grundstücke mit zweigeschossiger Bebau-
barkeit behandelt. Das gleiche gilt für Grundstücke, die im Bebauungsplan als 
Gemeindebedarfsflächen ohne Festsetzung der Geschosszahl ausgewiesen 
sind; soweit allerdings diese Ausweisung nur Friedhöfe, Schwimmbäder, 
Sportplätze oder Kinderspielplätze sowie sonstige Anlagen, die nach ihrer 
Zweckbestimmung im wesentlichen in einer Ebene genutzt werden können, 
zulässt, ist die Geschosszahl eins anzusetzen. Auch bei Grundstücken in un-
beplanten Gebieten mit gleicher Nutzung sind die Sätze 1 und 2 anzuwenden. 

 
(6) In unbeplanten Gebieten und bei Grundstücken, für die im Bebauungsplan 

weder die Geschosszahl noch die Baumassenzahl festgesetzt ist, ist maßge-
bend: 

 
a) bei bebauten Grundstücken die Zahl der tatsächlich vorhandenen Vollge-

schosse 
 
b) bei unbebauten, aber bebaubaren Grundstücken die Zahl der auf den 

Grundstücken der näheren Umgebung überwiegend vorhandenen Vollge-
schosse. 

 
Besteht ein Bauwerk nur aus einem Vollgeschoss (z.B. eine Hochregal-
Lagerhalle oder andere eingeschossige gewerblich oder industriell genutzte 
Werkhallen mit großen Geschosshöhen), so wird auf der Grundlage der Ge-
bäudehöhe pro angefangene 2,80 m ein Vollgeschoss zugrunde gelegt, um 
die mit der Höhe des Bauwerks gesteigerte bauliche Ausnutzbarkeit des 



 

 

 

Grundstückes entsprechend des größeren wirtschaftlichen Vorteils angemes-
sen zu berücksichtigen. 

 
(7) Bei Grundstücken, auf denen nur Garagen oder Stellplätze gebaut werden 

dürfen, wird die Grundstücksfläche zu Grunde gelegt. 
 
(8) In Kern-, Gewerbe- und Industriegebieten werden die in Abs. 3 genannten 

Nutzungsfaktoren um je 0,5 erhöht. Dies gilt auch bei Grundstücken, die in 
anders beplanten oder unbeplanten Gebieten liegen, aber überwiegend ge-
werblich oder industriell genutzt werden, bzw. eine Nutzung aufweisen, welche 
typischerweise in Geschäfts-, Büro- und Verwaltungsgebäuden ausgeübt wird 
(z.B. Freiberufe, Praxen u.ä.) sowie bei unbebauten Grundstücken, für die ei-
ne derartige Nutzung zulässig ist. 

 
 

§ 13 
Beitragssatz 

 
(1) Der Beitrag beträgt 3,83 € je Quadratmeter (m²) Veranlagungsfläche. 
 
(2) Besteht nicht die rechtliche und tatsächliche Möglichkeit des Vollanschlusses, 

so wird ein Teilbetrag erhoben. 
 
Dieser beträgt: 
 
a) bei einem Anschluss nur für Schmutzwasser 75 % des Beitrags; 
 
b) bei einem Anschluss nur für Niederschlagswasser 25 % des Beitrags. 
 

(3) Entfallen die in Abs. 2 bezeichneten Beschränkungen der Benutzungsmög-
lichkeit, so ist der Restbetrag nach dem zu diesem Zeitpunkt geltenden Bei-
tragssatz zu zahlen. 

 
 

§ 14 
Entstehen der Beitragspflicht 

 
(1) Die Beitragspflicht entsteht, sobald das Grundstück an die öffentliche Abwas-

seranlage angeschlossen werden kann. 
 
(2) Im Falle des § 11 Abs. 2 entsteht die Beitragspflicht mit dem Anschluss. In den 

Fällen des § 13 Abs. 2 entsteht die Beitragspflicht für den Restbetrag, sobald 
die Beschränkung der Nutzungsmöglichkeit entfallen. 

 
(3) Bei Grundstücken, deren Abwässer vor Einleitung in eine öffentliche Abwas-

seranlage auf dem Grundstück vorbehandelt oder vorgeklärt werden müssen 
(Teilanschlüsse), da die öffentliche Abwasseranlage nicht an eine zentrale 
Kläranlage angeschlossen ist und eine Teilanschlussbeitragspflicht nach 
früherem Recht entstanden ist, entsteht eine weitere Beitragspflicht von 50 % 
des nach § 13 zu berechnenden Beitragssatzes, wenn die Notwendigkeit der 



 

 

 

Vorklärung oder sonstige Vorbehandlung durch Fertigstellung des zentralen 
Klärwerks oder durch Herstellung der Verbindung zu diesem entfällt. 
Werden nach Inkrafttreten dieser Satzung öffentliche Abwasseranlagen ohne 
Anschluss an eine zentrale Kläranlage fertiggestellt, so entsteht die Beitrags-
pflicht mit Fertigstellung des Klärwerks oder durch Herstellung der Verbindung 
zu diesem (mit der Möglichkeit des Vollanschlusses). 
Grundstücke mit industriellen oder sonstigen Betrieben, bei denen die Vorklä-
rung oder Vorbehandlung lediglich verlangt wird, um die Abwässer in einen 
Zustand zu versetzen, der Voraussetzung für die Zulässigkeit der Einleitung in 
die Abwasseranlage ist, unterliegen der vollen Beitragspflicht. 

 
(4) Für Grundstücke, die im Zeitpunkt des Inkrafttretens dieser Satzung bereits an 

die Abwasseranlage angeschlossen waren oder werden konnten, entsteht die 
Beitragspflicht mit Inkrafttreten dieser Satzung. 

 
(5) Eine Anschlussbeitragspflicht entsteht nicht, wenn für den Anschluss des 

Grundstücks bereits eine Anschlussgebühr oder ein Anschlussbeitrag nach 
früherem Recht gezahlt oder ein dahingehender Anspruch erlassen wurde 
oder verjährt ist. 

 
 

§ 15 
Beitragspflichtiger 

 
(1) Beitragspflichtig ist, wer im Zeitpunkt der Bekanntgabe des Beitragsbeschei-

des Eigentümer des Grundstücks ist. Ist das Grundstück mit einem Erbbau-
recht belastet, so ist der Erbbauberechtigte gemäß § 8 Abs. 2 Satz 3 KAG 
NRW beitragspflichtig. 

 
(2) Mehrere Beitragspflichtige haften als Gesamtschuldner. 
 
 

§ 16 
Fälligkeit der Beitragsschuld 

 
(1) Der Beitrag wird einen Monat nach Bekanntgabe des Beitragsbescheides fäl-

lig. 
 
(2) Widerspruch und Klage gegen einen Beitragsbescheid haben gem. § 80 Abs. 

2 Nr. 1 der Verwaltungsgerichtsordnung keine aufschiebende Wirkung und 
entbinden deshalb nicht von der Pflicht zur fristgerechten Zahlung. 

 
 

4. Abschnitt 
Aufwandsersatz für Anschlussleitungen 

 
§ 17 

Kostenersatz für Grundstücksanschlussleitungen 
 

(1) Der Aufwand für die Herstellung, Erneuerung, Veränderung und Beseitigung 
sowie die Kosten für die Unterhaltung einer Grundstücksanschlussleitung an 



 

 

 

die gemeindliche Abwasseranlage sind der Gemeinde nach § 10 Abs. 1 KAG 
NRW zu ersetzen. 

 
(2) Grundstücksanschluss ist die leitungsmäßige Verbindung von dem Hauptkanal 

in der Straße bis zur Grundstücksgrenze. 
 
 

§ 18 
Ermittlung des Ersatzanspruchs 

 
Der Aufwand für die Herstellung, Erneuerung, Beseitigung, Veränderung und die 
Kosten für die Unterhaltung werden auf der Grundlage der tatsächlichen entstan-
denen Kosten abgerechnet. Erhält ein Grundstück mehrere Anschlussleitungen, 
so wird der Ersatzanspruch für jede Leitung berechnet. 
 
 

§ 19 
Entstehung des Ersatzanspruchs 

 
Der Ersatzanspruch entsteht mit der endgültigen Herstellung der Anschlussleitung, 
im Übrigen mit der Beendigung der Maßnahme. 
 
 

§ 20 
Ersatzpflichtige 

 
(1) Ersatzpflichtig ist, wer im Zeitpunkt der Bekanntgabe des Kostenbescheides 

Eigentümer des Grundstückes ist. Ist das Grundstück mit einem Erbbaurecht 
belastet, so ist auch der Erbbauberechtigte ersatzpflichtig. 

 
(2) Mehrere Grundstückseigentümer bzw. Erbbauberechtigte haften als Gesamt-

schuldner. 
 
(3) Erhalten mehrere Grundstücke eine gemeinsame Anschlussleitung, so haften 

die Grundstückseigentümer bzw. die Erbbauberechtigten als Gesamtschuld-
ner. 

 
 

§ 21 
Fälligkeit des Ersatzanspruchs 

 
Der Ersatzanspruch wird einen Monat nach Bekanntgabe des Heranziehungsbe-
scheides fällig. 
 
 
 

5. Abschnitt 
Schlussbestimmungen 

 
§ 22 

Auskunftspflichten 
 

(1) Die Beitrags- und Gebührenpflichtigen haben alle für die Berechnung der Bei-
träge und Gebühren erforderlichen Auskünfte zu erteilen sowie Daten und Un-



 

 

 

terlagen zu überlassen. Sie haben zu dulden, dass Beauftragte der Gemeinde 
das Grundstück betreten, um die Bemessungsgrundlagen festzustellen oder 
zu überprüfen. 

 
(2) Werden die Angaben verweigert oder sind sie aus sonstigen Gründen nicht zu 

erlangen, so kann die Gemeinde die für die Berechnung maßgebenden 
Merkmale unter Berücksichtigung aller sachlichen Umstände schätzen oder 
durch einen anerkannten Sachverständigen auf Kosten des Beitrags- und Ge-
bührenpflichtigen schätzen lassen. 

 
(3) Die vorstehenden Absätze gelten für den Kostenersatzpflichtigen entspre-

chend. 
 
 

§ 23 
Billigkeits- und Härtefallregelung 

 
Ergeben sich aus der Anwendung dieser Satzung im Einzelfall besondere, insbe-
sondere nicht beabsichtigte Härten, so können die Kanalanschlussbeiträge, Ab-
wassergebühren und der Kostenersatz gestundet, ermäßigt, niedergeschlagen 
oder erlassen werden. 
 
 

§ 24 
Zwangsmittel 

 
Die Androhung und Festsetzung von Zwangsmitteln bei Zuwiderhandlungen ge-
gen diese Satzung richtet sich nach den Vorschriften des Verwaltungsvollstre-
ckungsgesetzes NRW. 
 
 

§ 25 
Inkrafttreten 

 
Diese Satzung tritt am 01.01.2017 in Kraft. Gleichzeitig tritt die Satzung über die 
Erhebung von Abwassergebühren, Kanalanschlussbeiträgen und Kostenersatz für 
Grundstücksanschlüsse vom 09.12.2010 in der Fassung des 6. Nachtrages vom 
26.11.2015 außer Kraft. 


